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Die Entwicklung der Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland seit 1990

Probeansage

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Staats- und Regierungs-

chefs sind im September 2000 am Sitz der Organisation der Vereinten 
Nationen in New York zusammengekommen, um die wichtigsten Heraus-forderungen der Vereinten Nationen in den kom-



               ¼

menden Jahrzehnten zu erörtern und die Rolle der Weltorganisation im 
21. Jahrhundert festzulegen. Zu den vordringlichsten Problemen unserer 
Zeit, auf die das bisher größte Treffen von Staatsoberhäuptern und 
Regierungschefs in der Geschichte einging, gehör-



               ½
ten die Fragen, wie Milliarden Menschen aus bitterster Armut befreit, 
wie die Friedenseinsätze der Organisation der Vereinten Nationen 
verbessert und wie globale Umweltprobleme wirksamer angegangen 

werden können. Der Generalsekretär der Orga-



               ¾
nisation der Vereinten Nationen hatte den Staats- und Regierungschefs 

in seinem Millenniumsbericht vorgeschlagen, sich auf ihrem Gipfel zu 

einer Reihe konkreter Zielsetzungen zu bekennen. Er machte den 

Vorschlag, bis zum Jahre 2015 die Zahl der in 

                              300
Armut lebenden Menschen zu halbieren.
☺
☺
☺
-
-
-
☺
☺
☺

Ansage
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte 
im Rahmen Ihrer Tagung, die sich mit außenpolitischen Themen befasst, 
auf die Perspektiven der deutschen Außenpolitik seit 1990 eingehen. 
      ¼

Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass die Europapolitik ein Kernelement 

der bundesdeutschen Außenpolitik ist. Die Entwicklung der Europäi-

schen Union in den letzten 20 Jahren hatte viele Fortschritte, aber 

      ½

auch Krisen zu verzeichnen. In diesem Zusammenhang darf nicht 
übersehen werden, dass die Bundesrepublik Deutschland als Bünd-

nispartner in der Europäischen Union immer eine zentrale Rolle 
gespielt hat. Daraus ist ein 







               ¾

politischer Gestaltungsanspruch, aber auch eine besondere Verant-

wortung für die Weiterentwicklung der Europäischen Union entstanden. 
Viele Politikfelder der Europäischen Union, wie die Währungspolitik,
        1./250
der Binnenmarkt oder die gemeinsame Handelspolitik, haben sich, 
wie auch die Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland, in den 
letzten Jahren in einem erheblichen Maße verändert. Es hat sich 
nämlich im Laufe der Zeit erwiesen, dass





      ¼
sich nur durch eine enge Abstimmung der nationalen Positionen der Mitgliedstaaten sinnvolle Lösungen auf europäischer Ebene für die 
Probleme und Herausforderungen der Europäischen Union finden 
lassen. Trotzdem 








               ½
ist festzustellen, dass die Koordinierung der nationalen Politiken der Mitgliedstaaten der Europäischen Union weiterhin nur teilweise funktio-

niert. In diesem Zusammenhang möchte ich betonen, dass die 
Bundesrepublik Deutschland 







      ¾

den politischen und wirtschaftlichen Erfordernissen der Europäischen 
Union zu jeder Zeit entsprochen hat. Angesichts der Entwicklungen 
und Gegebenheiten in der Europäischen Union war ein entsprechender 
Wandel in der Außenpo- 






                 2./275
litik der Bundesrepublik Deutschland zu verzeichnen. Neben der An-

bindung der deutschen Außenpolitik an die Integrationsstrukturen der Europäischen Union blieb das entschlossene Festhalten der Bundes-

republik Deutschland am bewährten transatlantischen Bündnis 

      ¼

ein wesentlicher Bestandteil der deutschen Außenpolitik. Die Mitarbeit 
der Bundesregierung in den unterschiedlichen Organisationen der 
Vereinten Nationen darf bei einer Betrachtung der Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland nicht außer Acht gelassen 



      ½

werden. Die Bereitschaft der Bundesregierung, an internationalen Militäraktionen der Vereinten Nationen oder an friedensichernden 
Maßnahmen der Nordatlantischen Verteidigungsorganisation teilzu-

nehmen, war zunächst gering. Dies führte





      ¾

zu wachsenden Spannungen mit den Vereinigten Staaten von Amerika, 
die von der Bundesrepublik Deutschland verlangten, größere finanzielle 
und militärische Bündnislasten zu übernehmen. Daraufhin beteiligte 
sich die Bundeswehr ab 1990 




                          3./300
an einer wachsenden Zahl internationaler Friedensmissionen. In 
diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der Deutsche 
Bundestag trotz der Bedrohungen durch den internationalen 
Terrorismus und durch die Verbreitung von Massenver-

nichtungswaffen den Beitrag der Bundes- 





      ¼
republik Deutschland an friedensichernden Maßnahmen nicht 
intensiv genug diskutiert hat. Dies wäre jedoch dringend erforderlich 
gewesen, um die militärischen Notwendigkeiten einer Beteiligung 
der Bundeswehr an internationalen friedensichernden Maßnahmen 
gegenüber der 










      ½
deutschen Öffentlichkeit zum Ausdruck zu bringen. Durch eine stär-

kere Präsenz der Bundeswehr in Afghanistan hat die Regierung der Bundesrepublik Deutschland den zunehmenden Schwierigkeiten 
des Einsatzes in dieser Region aber entsprochen. Meine Damen 
und Herren, die Bedeutung der Außenpo-





      ¾

litik der Bundesrepublik Deutschland wird deutlich, wenn man sich 
die Mitwirkung der Bundesregierung bei der Gestaltung der inter-

nationalen Ordnung seit 1990 betrachtet. Dies bezieht sich insbe-

sondere auf die ökonomischen, entwicklungspolitischen 
und umweltpolitischen Be-







        4./325
mühungen der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der Vereinten Nationen. Es bezieht sich aber auch auf die Mitwirkung der Bundes-

regierung an vielen Wirtschaftsorganisationen. Hier sind die Inter-

nationale Arbeitsorganisation, die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit










      ¼

und Entwicklung sowie der Internationale Währungsfonds zu nennen. 
Alle bisherigen Bundesregierungen haben die Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland, zur Bewältigung der globalen Heraus-

forderungen beizutragen, ausdrücklich betont. Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte 




      ½

auf die Schwerpunkte der Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland 
im Rahmen der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisationen ein-

gehen. Lassen Sie mich zunächst auf die Ziele der Vereinten Nationen zu sprechen kommen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die Wahrung des Friedens und der in-









      ¾

ternationalen Sicherheit ein zentrales Ziel der Vereinten Nationen ist. 
Seit ihrer Gründung sind die Vereinten Nationen in vielen Fällen ange-

rufen worden, um Konflikte zwischen Staaten zu verhindern oder in Streit geratene Staaten an den Verhandlungstisch zu bringen. Die Vereinten 

Nationen haben
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zur Bewältigung zahlreicher Konflikte auch in Europa beigetragen. In 
erster Linie ist hier der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu nennen, 
der sich der Krisenbewältigung und der Lösung von Konflikten in Krisen-regionen widmet. Andere Maßnahmen der Vereinten Nationen dienen 
dazu, die soziale










      ¼

Gerechtigkeit und den Prozess der Demokratisierung in allen Regionen 
der Welt voranzubringen. Die Organisation der Vereinten Nationen wird 
vor allem durch ihre Bemühungen zur Erhaltung von Frieden und Sicher-

heit in der Welt wahrgenommen. Ein großer Teil dieser Bemühungen ist

darauf gerichtet, den in der Charta






      ½
der Vereinten Nationen festgelegten Zielen zu entsprechen und die 
Voraussetzungen für wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu fördern. 
Heute kann ohne Einschränkung festgestellt werden, dass die Vereinten Nationen zu einer Verbesserung der Lebensbedingungen auf der 

ganzen Welt beigetragen haben. Die Außenpolitik der



      ¾
Bundesregierung im Rahmen der Vereinten Nationen hat sich nach 
dem Ende des Ost-West-Konflikts und der Auflösung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken grundlegend geändert, insbesondere gegenüber den Staaten in Osteuropa. Das Eintreten der Bundes-

republik Deutschland für die Ziele der Weltorgani-



        6./375
sation wird daran sichtbar, dass unser Land 9 % des Haushalts der 
Vereinten Nationen finanziert. Die Bundesrepublik Deutschland steht 
damit hinter den Vereinigten Staaten von Amerika und Japan an dritter 
Stelle. Meine Damen und Herren, ich möchte nun auf die Beteiligung 

der Bundesrepublik Deutschland an friedensichernden Maßnahmen 

der Vereinten










      ¼
Nationen und der Nordatlantischen Verteidigungsorganisation eingehen. 
Seit 1992 beteiligte sich die Bundeswehr an friedensichernden Maßnah-

men im ehemaligen Jugoslawien. Im Jahre 2002 übernahm die Bundes-

republik Deutschland außerdem militärische Aufgaben in Afghanistan. 
Meine sehr ge-










      ½

ehrten Damen und Herren, die Teilnahme der Bundesrepublik Deutsch-

land am Wandel innerhalb der Nordatlantischen Verteidigungsorganisation
ist ein wichtiges Anliegen der deutschen Außenpolitik. Zunächst ist festzu-

stellen, dass sich nach dem Ende des Ost-West-Konflikts und der Auf-

lösung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken die Einbindung
      ¾
der Bundesrepublik Deutschland in die militärischen Strukturen der Nord-

atlantischen Verteidigungsorganisation geändert hat. Im Mittelpunkt des deutschen Interesses stand zunächst die Erhaltung der Nordatlantischen Verteidigungsorganisation zur Abwehr von Bedrohungen, insbesondere 

durch die Sowjetunion. Die Bundesregierung hat zur
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Reform der Strukturen der Nordatlantischen Verteidigungsorganisation 
und zur Schaffung neuer internationaler Kooperationen, vor allem mit osteuropäischen Staaten, einen erheblichen Beitrag geleistet. Eine 
weitere wichtige Maßnahme war die Ausweitung von Maßnahmen zur Friedenssicherung und Krisenbewältigung über das Gebiet der Mitglied-
      ¼

staaten der Nordatlantischen Verteidigungsorganisation hinaus. Dieser Beschluss des militärischen Bündnisses war von großer Bedeutung für 

die Sicherheit der Mitgliedstaaten. Der erste Schritt war der Abschluss 

eines Kooperationsvertrages zwischen den Vereinigten Staaten von 

Amerika und Russland im Dezember 1991. Es folgte die von der Nordat-
      ½
lantischen Verteidigungsorganisation angebotene „Partnerschaft für den Frieden“ im Jahre 1994, in deren Rahmen trotz anfänglicher Bedenken Russlands die Grundlagen für friedensichernde Maßnahmen und zur Bewältigung von Konflikten in Krisengebieten geschaffen wurden. 

Das war der von vielen Staaten erhoffte Beitrag der Nordatlantischen Verteidigungs-










      ¾
organisation zur Durchführung friedensichernder Maßnahmen in Kri-

senregionen. Auf dieser Basis erfolgte im Jahre 1997 der Beschluss 
der Mitgliedstaaten zur Osterweiterung des Nordatlantischen Bünd-

nisses. Für diese Erweiterung hatten alle bisherigen Bundesregierungen 
immer wieder intensiv geworben. Auch Russland hat dieser Ost-
        8./425
erweiterung nicht widersprochen. Meine Damen und Herren, als mit 
Abstand größter Handelspartner der osteuropäischen Staaten leistete 
die Bundesrepublik Deutschland in den Jahren nach der deutschen 
Einheit einen außerordentlich hohen Beitrag für den Ausbau der wirt-

schaftlichen Beziehungen. Die außenpolitische Handlungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland hat sich nach 1990 durch die


      ¼

Wiedervereinigung Deutschlands und die Auflösung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken erhöht. Aber auch die Erwartungen 
der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, der Europäischen Union 
und der Nordatlantischen Verteidigungsorganisation an die Außenpolitik 
der Bundesrepublik Deutschland sind in diesen Jahren gestiegen. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat darauf





      ½

mit zahlreichen Veränderungen und neuen Ansätzen in ihrem außen-

politischen Handeln reagiert. Ich möchte in diesem Zusammenhang 
betonen, dass die Interessen unseres Landes jetzt im Rahmen einer 
breit angelegten Diskussion im Deutschen Bundestag und in der Öffent-

lichkeit formuliert werden müssen. In diesem Zusammenhang ist auch 
eine offene Auseinandersetzung mit den Bündnis-




      ¾

partnern in der Europäischen Union und der Nordatlantischen Verteidi-

gungsorganisation über die anstehenden Reformen zu führen. Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Bei dem Gipfeltreffen der Mitglied-

staaten der Vereinten Nationen im Jahr 2000 wurde die Millenniums-

erklärung formuliert, deren Ziele in einem verbindlichen Katalog festgelegt wurden. Es handelt sich
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dabei um Reformen, die bei der Erfüllung der zentralen Aufgaben 
der Vereinten Nationen eine größere Leistungsfähigkeit ermöglichen 
sollen, insbesondere im wirtschaftlichen und sozialen Bereich. Die 
Reformen zielen aber auch auf eine Umgestaltung der Institutionen 
der Vereinten Nationen, um sie an neue Herausforderungen 
anzupassen, denen sich die Weltorganisation stellen   



      ¼

muss. Ich nenne beispielhaft die Einrichtung einer Umweltorganisation 
der Vereinten Nationen sowie die Frage, ob die Zahl der Ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen erhöht werden 
sollte. Der von der Bundesregierung in diesem Zusammenhang unter-

breitete Vorschlag scheiterte am Widerstand der fünf Ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen. Meine Damen              ½

und Herren, lassen Sie mich abschließend auf die Umweltpolitik der Organisation der Vereinten Nationen zu sprechen kommen. Bei der 
Gründung der Vereinten Nationen im Jahre 1945 war noch nicht vorauszusehen, dass der weltweite Schutz der Umwelt und der Natur 

eine so große Bedeutung erlangen würde. Die industrielle Entwicklung, 

vor allem in bestimmten Ländern Asiens, hat die




      ¾

Umweltprobleme in den letzten Jahren noch deutlich verschärft. Die Organisation der Vereinten Nationen ist aufgefordert, ihrer Verant-

wortung für die Erhaltung der Lebensgrundlagen auf der Erde gerecht 

zu werden. Auf den Umweltkonferenzen der Vereinten Nationen sind 

die Grundlagen für geeignete Maßnahmen der Mitgliedstaaten zum 

Schutz der Natur und des Klimas erarbeitet worden. Die 
Mitgliedstaaten sollten in der 
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Lage sein, den neuen Herausforderungen zu entsprechen.

Beginn der 4. Minute:
… an einer wachsenden Zahl ...
